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Friedhofsord n u ng

für den Friedhof
der Ev.Juth. Christus-Kirchengemeinde in Galberlah

Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechts-

verordning) vom l3.November lölg (KABI. 1974 5.1) hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth'

Christus-Kiichengemeinde in Calberlah am 17.06.2009 folgende Friedhofsordnung beschlossen:

Der Friedhof ist die Stätte, auf der die Verstorbenen zur letäen Ruhe gebettet werden' Er ist mit

seinen Gräbern ein sichtbares Zeichen der Vergänglichkeit des Menschen. Er ist zugleich ein

Ort, an dem Kirche die Botschaft verkündet, dais Christus dem Tode die Macht genommen hat

und d"n"n, die an ihn glauben, das ewige Leben geben wird, Aus dieser Erkenntnis und in die-

ser Gewissheit erhaltei Rrn"it und Gestaltung auf dem Friedhof Richtung und Weisung.
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l. AII gemei ne Vorschriften

§1
Geltungsbereich und Friedhofszweck

(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Ev.-luth. Christus-Kirchengemeinde in

öätU"rtu6 in seiner jeweiligLn Größe. Der Friedhof umfasst zurzeit die FlurstÜcke 127122 und

12Bl2Flur 3 Gemarkung Calberlah in Größe von 0,89.06 ha, Eigentümer der Flurstücke ist die

Ev.-luth. Christus-Kirchengemeinde in Calberlah'

(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz in der

iv.-luth. Christus-Kirchengemeindeln Calberlah hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem Tode

ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. DarÜber hinaus dient der

Friedhof auch der Bestattung von Fehlgeborenen und Ungeborenen i.S.d. Niedersächsischen

Bestattungsgesetzes, soweii ein Elternteil seinen Wohnsitz in der Ev.-luth. Christus-Kirchenge-

meinde in Cätbeflah hat oder einem Elternteil ein Beisetzungsrecht nach Satz 1 zusteht'

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofsvenval-

tung.

§2
Friedhofsverwaltung

(1) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvor-

stand venrualtet (F ried hofsverwaltu ng ).

(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsordnung sowie den sonstigen

kirchlichen und staatlichen Vorschriften.

(3) Mit der Wahrnehmung der Friedhofsveruraltung kann der Kirchenvorstand einzelne Personen,

einen Ausschuss oder eine kirchliche Venrualtungsstelle beauftragen.

(a) lm Zusammenhang mit einer Bestattung oder einer Beisetzung, Verleihung, Verlängerung

äder üOer-tragung deJNutzungsrechts an einer Grabstätte, Genehmigung zur Errichtung eines



Grabmals oder sonstiger Anlagen, Zulassung von Gewerbetreibenden sowie mit der Erhebung

von Gebühren und En-tgelten jut"n für den jeweiligen Zweck die erforderlichen personenbezo-

genen Daten erhoben, verarbeitet und genutä werden'

§3
Schließung und Entwidmung

(l ) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile, einzelne Grabstätten können aus wichtigem Grund be-

sihrankt geschlossen, geschlossen und entwidmet werden.

(2) Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen Nutzungsrechte mehr verliehen

werden. Eine Verlängerung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an

die Ruhezeiten erfoljen. Bäisetzungen dür'fen nur noch in Grabstätten stattfinden, an denen im

Zeitpunkt der beschänkten Schließilng noch Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstätten

noch nicht belegt sind oder sofern zu d-em genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen

waren. Gr,abstellen an denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschränkten Schließung ab-

läuft, dürfen nicht neu belegt werden. Eingeschränkt werden kann auch der Kreis der Beisetz-

ungsberechtigten; nachtrafriche Ausnahrien von dieser Einschränkung kann die Friedhofsver-

*ritrng im Ei-nzelfall zur Värmeidung unbilliger Häften bei bestehenden Nutzungsrechten ge-

nehmigen.

(3) Nach der Schließung dür.fen Beisetzungen nicht mehr vorgenommen werden.

(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte der Verstorbenen aufgehoben- Die

LÄt*iOrung wird erst auägesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche

Ruhezeiteriabgelaufen sind und eine angemessene Pietätsfrist vergangen ist.

Il. Ordnungsvorschriften

öffnr,r§glt"it"n

(1) Der Friedhof ist tagsüber für den Besuch geöffnet'

(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise für den Besuch vorüber-

gehend geschlossen werden.

§5
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten und Außer-

üng"n, die sich in verletzender Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische

t<irche richten, zu unterlassen. Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die

Friedhofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofsordnung wiederholt zuwiderhandeln, das

Betreten des Friedhofes untersagen.

(2) Auf dem Friedhof ist es insbesondere nicht gestattet,

a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen/Rollerblades/Skateboards aller Art -
ausgenommen Kindenruagen, Rollstühle, Handwagen sowie Fahrzeuge der Friedhofs-

venrualtung und derfür den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden-zu befahren,

b)Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbezüglich zu werben'

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszu-

führen,



d)ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der Friedhofsver-

waltung gewerbsmäßig zu fotografi eren,

e) Druckschriften und andere Medien (2.B. CD, DVD).zu verteilen, ausgenommen Druck-

sächen, die im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und Üblich sind,

f)Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern oder mitge-

brachten Unrat auf den Friedhöfen zu entsorgen,

g) fremde Grabstätten und Friedhofsanlagen außerhalb der Wege zu betreten, zu be-

schädigen oder zu verunreinigen,

h)zu lärmen und zu sPielen,

i) Hunde unangeleint mitzubringen.

(3) Die Friedhofsveruraltung kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen anderer nicht be-

einträchtigt werden.

(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der vorherigen Zustimmung der Fried-

hofsverwaltung.

§6
Gewerbliche Arbeiten

(1) Die Gewerbetreibenden haben die für den Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten'

(2) Eine gewerbliche Tätigkeit kann von der Friedhofsverwaltung untersagt werden, wenn der

oder die Gewerbetreibenäe nach vorheriger Mahnung gegen für den Friedhof geltende Be-

stimmungen verstoßen hat. Bei besondels schweren-V-erstößen ist eine Mahnung entbehrlich'

(3) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur

vorUUergef,end und nur an Stellen gelagert weiden, an denen sie nicht hindern. Die Arbeits- und

Lagerplätze sind nach Beendigung d"r" Tagesarbeit zu. säubern und in einem ordnungsgemäßen

Zustand zu verlassen, bei Untärbrächung äer Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinde-

rung anderer ausgeschlossen ist. Die Gäwerbeträibenden dürfen auf dem Friedhof keinen Ab-

,urä lag"rn. GewLrbliche Geräte dürJen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des

Friedhofs gereinigt werden.

(4) Gewerbeireibende haften gegenüber der Friedhofsveruualtung für alle Schäden, die sie im

2r.u*r"nhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

lll. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§7
Anmeldung einer Bestattung

(1) Bestattungen sind unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen rechtzeitig bei

der Friedhofsvenrualtung anzumeläen. oäOei ist mitzuteilen, wer die Bestattung leiten und wer

sonst bei der Bestattung (einschließlich Trauerfeier)gestaltend mitwirken wird.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestattung leiten oder bei der Bestattung

gestaltend mitwirken soll, a-usschließen, wenn sie verletzende Außerungen gegen den christ-

lichen Glauben oder die evangelische Kirche getan hat und eine Wiederholung zu enruarten ist'

(3)Vor einer Bestattung in einerWahlgrabstätte, an der ein Nutzungsrecht verliehen ist, ist das

N utzu ngsrecht nachzuweisen.
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(a) Die Friedhofsvenrvaltung setä im Einvernehmen mit dem Antragsteller oder der Antragstellerin

Ort und Zeit der Bestattunjfest. Die Wünsche der Angehörigen sollen dabei nach Möglichkeit

berücksichtigt werden.

§8
Beschaffenheit von Särgen und Urnen

(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen feuchtigkeitshemmenden Särgen zulässig' Von

äer Sargpflicht näch Satz 1 t<anÄ die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in

der zu bestattenden Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht ent-

gegensteht.

(2) Für Erdbestattungen dar{ kein Sarg verwendet werden, der geeignet ist, nachhaltig die physi-

üätische, chemischeäder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu

verändern oder der die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der festgesetäen Ruhefrist ermög-

licht.

(3) Die Särge dür.fen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein- Für

!_ grbg"r* Säige ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung

einzuholen.

( ) Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbekleidung gelten die Anforderungen des

Absatzes 2 entsprechend.

(S) Für Bestattungen in zugänglichen, ausgemauerten Grüften sind nur Metallsärge oder Holz-

särge mit Metalleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen sind.

(6) Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die aus Kunst-

stoffen oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, nach-

haltig die physikaliiche, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grund-

wassers zu verändern.

§e
Ruhezeiten

(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 25 Jahre, für Kinder bis zu 5 Jahren 25 Jahre.

(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 25 Jahre.

§10
Umbettungen und Ausgrabungen

(i ) Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe grundsätzlich nicht vorgenommen werden.

(2) Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der Ruhefrist nur mit Genehmigung der

unteren Gesundheitsbehörde ausgegraben oder umgebettet werden.

(3) Der oder die Nutzungsberechtigte hat sich gegenüber der Friedhofsveruraltung schriftlich zu

verpflichten, alle Kosten zu übernehmen, die bei der Umbettung durch Beschädigung und Wie-

derinstandsetzung gärtnerischer oder baulicher Anlagen an Nachbargrabstätten oder Friedhofs-
anlagen entstehen.

(4) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen
oder gehemmt.

(5) Grabmale, ihr Zubehör und Pflanzen können umgesetzt werden, wenn Gestaltungsbestim-
mungen des neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen.



lV. Grabstätten

§11
Allgemeines

(1) Folgende Arten von Grabstätten stehen zur Vedügung:

a) Reihengrabstätten (§ 12)

o) wantgräbstätten (§ 13)

c) Urnern ahlgrabstätten (§ 14)

d)Rasenreihengrabstätten(Erdbestattung) (§tSl
e; Rasenreihengrabstätten (Urne) (§ 16)

(2) Die Grabstätten bleiben im Eigentum der Kirchengemeinde. An ihnen werden nur öffentlich-

i"äf'ti"f," Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser Ordnung in der jeweils geltenden Fassung ver-

liehen. Ein Nutzungsrecht kann jeweiis nur einer einzelnen Person, nicht mehreren Personen zu-

gleich zustehen. N-utzungsbereihtigte haben jede Anderung ihrer Anschrift der Friedhofsver-

waltung mitzuteilen.

(3) Rechte an einer Grabstätte werden nur im Todesfalle verliehen. BeiWahlgrabstätten kann der

Kirchenvorstand Ausnahmen zulassen.

(4) Ein Anspruch auf Verleihung oder Wiederenrrerb von Nutzungsrechten an Grabstätten in be-

itimmter Lage sowie auf Unveränderlichkeit der Umgebung besteht nicht'

(5) ln einer Grabstätte darf grundsätzlich nur eine Leiche oder Asche beigesetä werden. Eine

verstorbene Mutter und ihr lleichzeitig - bei oder kurz nach der Geburt - verstorbenes Kind oder

zwei gleichzeitig verstorbenä Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr dürfen in einer Grabstelle

beigesetä werden.

(6) ln einer bereits belegten Wahl- oder Urnenwahlgrabstelle darf zusäElich eine (1) Asche bei-

gesetzt werden, wenn dlr bereits Beigesetzte der Ehegatte oder ein naher Venvandter des Bei-

zusetzenden war.

(7) Bei neu anzulegenden Grabstätten sollten die Grabstellen folgende Größe haben:

a) für Särge von Erurachsenen: Länge 2,20 m, Breite 1 ,00 m
Doppelgrabstellen: Länge 2,20 m, Breite 2,40 m

b) von Kindern bis 5 Jahre: Länge 1,20 m, Breite 0,60 m

c)für Urnen: Länge 1,00 m, Breite 0,60 m

lm Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof maßgebend. Neue Grabstätten sind an die

vorhandenen Nachbargrabstätten anzupassen.

(8) Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grab-

üugel) 0,g0 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbeisetzun-

geÄ müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein.

(9) Gräber dürfen nur von denjenigen ausgehoben und zugefüllt werden, die dafÜr von der Fried-

hofsverwaltung bestimmt oder zugelassen sind.

(10) Die Nutzungsberechtigten müssen Grabzubehör (Grabmal, Einfassung, Lampen, Vasen,

öroßgehotz" ,r*.) soweitärforderlich, vor der Beisetzung auf ihre Kosten entfernen. Über das

E rfordernis entscheidet d i e F ried hofsverwa ltu n g'

(1 1) Kommen die Nutzungsberechtigten ihren Verpflichtungen aus Abs. 10 nicht nach und muss

Üeim Ausheben der Gräbär das GraLzubehör von der Friedhofsveruraltung entfernt werden, sind

die dadurch entstehenden Kosten durch die Nutzungsberechtigten der Friedhofsvenualtung zu

erstatten. Ein Anspruch auf Wiedervenvendung herausgenommener Pflanzen besteht nicht'



§12
Reihengrabstätten

(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die der Reihe nach einzeln fÜr die

Dauer der Ruhezeit vergeben werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden.

(2) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen davon wird drei Monate vor Ablauf der

nünezeit durch ein HinweisscnitO auf dem betreffenden Grabfeld bekannt gemacht.

§13
Wahlgrabstätten

(1)Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die mit einer oder mehreren Grab-

itätt"n värgeben werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes beträgt 25 Jahre, vom Tage der Ver-

leihung an gerechnet. Über das Nutzungsrecht wird eine Urkunde ausgestellt.

(2) Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle nach § 3 Abs. 2 auf Antrag fÜr die gesamte

Wäfrlgranstätte-um 25 Jahre verlängert werden. Die Friedhofsvenvaltung ist nicht verpflichtet, zur

rechtieitigen Stellung eines Verlängerungsantrages aufzufordern. Bei einer Beisetzung verlän-

gert sich äas Nutzunlsrecht für die gesamte Wantgrabstätte bis zum Ablauf der Ruhezeit. Die

öebühren für die Veriängerung richten sich nach der jeweiligen Gebührenordnung-

(3) ln einer Wahlgrabstätte dürfen der oder die Nutzungsberechtigte und folgende Angehörige

beigesetä werden:

1. Ehegatte,
2. Lebenspartner/Lebenspaftnerin nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspart-

nerschaft,
3. Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten,
4. Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter,
5. Eltern,
6. Geschwister,
7. Stiefgeschwister,
8. die nicht unter die Nrn. 1 - 7 fallenden Erben.

Grundsätzlich entscheidet der oder die Nutzungsberechtigte, wer von den beisetzungsberechtig-
ten personen beigesetä wird. Kann nach dem Tode eines Beisetzungsberechtigten die Entschei-

dung der oder deä Nutzungsberechtigten der Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Bei-

setz-ung mitgeteilt werden,-so ist die Friedhofsvenrualtung nach pflichtgemäß91 Prüfung berech-

tigt, diJBeiset=rng zuzulassen. Die Beisetzung anderer Personen, auch nichfuerwandte Perso-

nän (2.B. Angehör-ige der Ehefrau oder des Ehemannes, Stiefkinder der oder des Nutzungsbe-

rechiigten odär seiÄes Ehepartners, Stiefgeschwister, Verlobte) bedarf eines Antrages der oder

des N utzu ngsberechtigten u nd der Genehmi gung der Fried hofsverwaltun g.

(4) Der oder die Nutzungsberechtigte soll der Friedhofsverualtung schriftlich mitteilen, auf wel-

chen ihrer oder seiner bäisetzungberechtigten Angehörigen das Nutzungsrecht nach ihrem oder

seinem Tode übergehen soll. Eine schriftliche Einverständniserklärung der Rechtsnachfolgerin
oder des Rechtsnachfolgers ist beizubringen. Hat der oder die Nutzungsberechtigte nicht be-

stimmt, auf wen das Nuizungsrecht nachlhrem oder seinem Tode übergehen soll, so geht das

Nutzungsrecht an die nach AOsatz 3 beisetzungberechtigten Angehörigen in der dorl genannten

Reihenfälge über. Dabei steht das Nutzungsrecht innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils

ältesten person zu. Der Rechtsnachfolgerbder die Rechtsnachfolgerin hat der Friedhofsverwal-

tung auf deren Verlangen nachzuweisen, dass er neuer Nutzungsberechtigter oder sie neue

Nui2ungsberechtigte iit. tst der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin nicht daran

interessiert, das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er oder sie das Nutzungsrecht auf eine



andere der in Absatz 3 genannten Personen oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine

person übertragen, AiL ärtg;r"d ihres oder seines Nutzungsrechtes beisetzungsberechtigt nach

Absatz 3 geworden ist. Für die Übertragung gilt Absatz 4'

(5)Wahlgrabstätten ,,mit kurzem Pflanzbeet" erhalten eine einheitliche Einfassung, die durch die

F riedhofsverwaltung hergerichtet wird'

§14
Urnenwahlgrabstätten

(1) Urnenwahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren Grabstellen zur Beisetzung einer

Asche für die Dauer von 25 Jahren vergeben'

(2) Soweit sich nicht aus dieser Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften

iri Wuf'tgrubstätten, Abs. 1 - 4, auch für Urnenwahlgrabstätten.

§15
Rasenreihen g rabstätten (Erdbestattung)

(1) Rasenreihengrabstätten (Erdbestattung) sind Grabstätten für Erdbestattungen, die der Reihe

nach einzeln für die Dauer der Ruhezeit väigeben werden. Die Ruhezeit beträgt 25 Jahre' Das

Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden'

(2) Die Rasenreihengrabstätte (Erdbestattung) erhält eine Gedenkplatte, die mit dem Namen des/

der Verstorbenen .oiri" Geburts- und SterbeJahr versehen ist und bündig mit der Rasenober-

fläche durch die Friedhofsverwaltung verlegt wirO. eine Grabeinfassung und Grabmale sind nicht

gestattet.

§15
Rasen reihen grabstätten (U rne)

(1) Rasenreihengrabstätten (Urne) werden zur Beisetzung einer Asche der Reihe nach einzeln

für die Dauer der Ruhezeit värgeOen. Die Ruhezeit beträgt 25 Jahre. ln einer Rasenreihengrab-

stätte (Urne) kann nur eine Asche beigesetzt werden'

(2) Soweit sich nicht aus dieser Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften

für Rasenreihengrabstätten (Erdbestattung) auch-fÜr Rasenreihengrabstätten (Urne).

§17
Rü ckgabe von Wahlgrabstätten

(1) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten erst

nach Ablauf der letäen Ruhezeit,zurückgegeben werden. Die Rückgabe ist nur für die gesamte

Grabstätte zulässig. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung'

(2) Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten besteht kein Anspruch auf Ge-

bührenerstattung.

(3) Die Friedhofsvenrualtung kann mit den Nutzungsberechtigten übergroßer Wahlgrabstätte-n

(Wahlgrabstätten mit mehr-als 2 Grabstellen) besondere schriftliche Vereinbarungen über die

irnttige Nutzung abschließen. Ein Anspruch auf Abschluss von derartigen Vereinbarungen be-

steht nicht.

§18
B estattu n g sverzei c h n i s

Die Friedhofsverwaltung führt über die Bestattungen ein Verzeichnis, aus dem sich nachvoll-

ziehen lässt, wer an *"'icher Stelle bestattet ist und wann die Mindestruhezeit abläuft.



V. Gestaltung der Grabstätten und Grabmale

§1e
Gestaltungsgrundsatz

Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck,

die Würde des kirchlichen Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage ge-

wahrt wird.

§20
Allgemeine Gestaltungsvorschriften für die Anlage von Grabstätten

Die Grabstätten sind grundsätzlich zu bepflanzen. Rasengrabstätten werden eingesät.

Die Grabstätten dürfe"n nur mit Gewächsen bepflanä werden, durch die benachbarte Grabstätten

und öffenliche Anlagen nicht beeinträchtigt werden. Das Pflanzen von Bäumen ist auf den Grab-

stätten nicht gestattet.

§21
Atlgemeine vorschriften für die Errichtung von Grabmalen

(1) Grabmale und sonstige Anlagen dürfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine Verunstaltung

des Friedhofes bewirken-oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Grabmale dür-

fen sich ferner in ihrer Gestaltung nicht gegen den christlichen Glauben richten. lm Übrigen gilt

§ 19 entsprechend. Werkstattbeieichnungän dürfen nur unten an der Seite oder Rückseite eines

Grabmales in unauffälliger Weise angebracht werden.

(2) Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des Hand-

wä*s zu gründen und so zu befestigen, dass sie dauerhaft standsicher sind und auch beim

öffnen beäachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Absatz 1 Satz 1 gilt für

sonstige Anlagen entsPrechend.

(3) Grabmale und sonstige Anlagen sind dauernd in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu

halten. Hierfür sind die Nutzungsberechtigten verantwortlich.

(4) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen Anlagen oder Teilen davon gefähr-

ä"t, sinO die für die Unterhaltung verantwortlichen Nutzungsberechtigten verpflichtet, unvezÜg-

lich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefähr im Verzuge kann die Friedhofsveruraltung auf Kosten der

oder des Nutzungsberechtigten Sicherungsmaßnahmen (2.8. Umlegen von Grabmalen, Ab-

sperrungen) treffän. Wird där ordnungswiärige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Fried-

hofsveniraltung nicht innerhalb einer iestzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Fried-

hofsvenvaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten der oder des Nutzungsbe-

rechtigten zu entfernen.lst der oder die Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder ohne beson-

deren Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung

und ein Hinweisschild auf der Grabstättä, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird'

(5) Damit eine einheifliche Raumwirkung der Grabfelder mit Reihen und Wahlgrabstätten erreicht

wiiO, .ind Grabmale in der Regel unter i,00 m Höhe zu halten. Grabmale auf Urnengräbern sind

in der Regel unter 0,70 m Höhe zu halten. Die Höhe der Grabmale soll den Örtlichen Gegeben-

heiten angepasst sein. Für Rasenreihengrabstätten wird eine einheitliche Größe und Beschaffen-

heit für die Gedenkplatte vorgeschrieben.



Vt. Anlage und Pflege der Grabstätten

§22
Allgemeines

(1) Die Grabstätten müssen binnen sechs Monaten nach der Belegung oder nach dem Erwerb

äes ruutzungsrechtes angelegt sein. Zur gärtnerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen-

Nutzungsberechtigten ve"rpfliähtet. Sie kö-nnen entweder die Grabstätte selbst anlegen und pfle-

gen odär Dritte dJmit beaüftragen. Die verpflichtung erlischt erst mit dem Ablauf des Nutzungs-

rechts bzw. Einebnung der Gräbstatte. Das Abtragen des Grabhügels obliegt den Nutzungs-

berechtigten.

(2) Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde, absterbende oder die Bestattung behin-

dernde Hecken und Sträuc-her zu beschneiden oder zu beseitigen. Venivelkte Blumen, Kränze

usw. sind von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen.

(3) Die Unterhaltung und jede Veränderung der gärlnerischen Anlagen außerhalb der Grab-

stätten obliegt allein der Friedhofsvenrualtung.

(4) Eine flächige Abdeckung der Grabstätten mit Kies und Platten ist unenvünscht. Wo eine

ioicne Abdecliung uorgenJr*en wird, darf sie nicht mehr als 213 der Gesamtfläche bedecken.

Eine Abdeckung der Grabstätten mit Holzspänen ist nicht zulässig.

§23
GrabPf lege, Grabschmu ck

(1) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wildkrautbekämpfungsmitteln sowie von chemi-

i.hen ReinigungsrÄittel ,rr Grabpflege und Reinigung von Grabmalen ist nicht gestattet.

(2) Kunststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen,

iäuergebinden, Trauergestecken, Blumensträußen, in Grabschmuck und bei Grabsteinein-

fassunlen sowie bei Pflänzenzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht veru,rendet

werden. Ausgenommen sind Grabvasen und Markierungszeichen.

(3) Die Venruendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen o.ä. für die Aufnahme von Schnittblu-

men ist nicht gestattet.

§24
Vernachlässigung

(1) Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig hergerichtet oder gepflegt, hat der oder die

Nützungsnerechtigte nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsvenvaltung die Grabstätte

innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt der oder die Nutzungsbe-

rechtigte der Verpfrichtung nicht nach, kann dieFriedhofsvenvaltung in diesemfall die Grab-

stätte auf ihre oder seinekosten in Ordnung bringen oder bringen lassen. Die Friedhofsver-

waltung kann auch das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen, soweit sie die Nutzungs-

berechligte oder den Nutzungsberechtigten schriftlich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen hat.

ln dem Entziehungsbescheid wird der oder die Nutzungsberechtigte aufgefordert, das Grabmal

und sonstige Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbe-

scheides zu entfernen.

(2) lst der oder die Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne besonderen AuIrruand zu

ermitteln, wird durch öffentiiche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und
pflege hingewiesen. Außerdem wird der oder die unbekannte Nutzungsberechtigte durch ein Hin-

weislchild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit der Friedhofsveruraltung in Verbindung zu
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setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die Friedhofsver-

waltung

a)die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und

b) Grabmale und sonstige Anlagen beseitigen lassen'

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz l.entsprechend. Wird die Aufforderung

niänt u"totgt oäer ist dLr oder die Nutzun§sberechtigte nictrt bekannt oder nicht ohne besonderen

Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck entfernen'

Vll. Grabmale und bauliche Anlagen

§25
Genehmigun gserfordernis

(1) Die Errichtung und Veränderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmi-

gung Oer Friedholfsveruraltung. Der Antrag ist schriftlich durch die oder den Nutzungsberechtigten

oder seinen Bevollmächtigten zu stellen.

(2) Die Anträge sind in anreifacher Ausfertigung mit folgendem lnhalt einzureichen:

a) Grabmalentwurf mit Grundriss sowie Vorder- und Seitenansicht im Maßstab 1 :10 unter

Angabe des Materials, seiner Bearbeitung und Fundamentierung.

b) Worlaut und Platzierung der lnschrift, der Ornamente und der Symbole unter Angabe

der Form und der Anordnung, des Materials sowie seiner Bearbeitung'

Für die Erstellung, die Abnahmeprüfung und die jährliche Prüfung der Grabanlagen gilt die

,,Technische Anläitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal)", der Deutschen

Naturstein-Akademieä.V., Gerberslr. 1,56727 Mayen, Ausgabe 2006, in der zurzeit gültigen

Fassung.

Eine Genehmigung ist nicht er-forderlich, wenn auf einem bereits vorhandenen Grabmal anläss-

lich einer weiteren Beisetzung lediglich der Name, die Berufsbezeichnung, das Geburts- und

Sterbedatum des Beigesetzten in gleicher Ausführung wie die vorhandene Beschriftung ange-

bracht werden soll.

(3) Die Errichtung, Aufstellung und Veränderung aller sonstigen Anlagen, Einfriedungen (Stein-

äiÄfu5ung"n), Bänke etc. beäarf ebenfalls der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Fried-

hofsvenvaltung. Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend'

(4) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmales nicht der genehmig-

i"n Z"i"'nnung und ist sie niclht genehmigungsfähig, setzt die Friedhofsverwaltung dem-oder der

Nutzungsberächtigten eine angäm""senl Frist zui Beseitigung oder Abänd"r.rng des Grabmals.

Nach eigebnislosäm Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung die Abänderung oder Beseiti-

gung auI Kosten der oder des Nutzungsberechtigten veranlassen, Bei nicht ordnungsgemäßer

Gründung und Befestigung des Grabmals gilt § 21 Abs. 4.

§26
Mausoleen und gemauerte Grüfte

(1) Soweit auf dem Friedhof Mausoleen oder gemauerte Grüfte bestehen, können sie im Rahmen

der bestehenden Nutzungsrechte genutzt werden. Neubauten sind nicht möglich. lm Übrigen gel-

ten § 21 Abs. 3 und 4 entsPrechend.

(2) Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen Mausoleen oder gemaueilen GrÜften

Li n6 möglich, wänn sich die Nulzungsberechtigten in einem schriftlichen Vertrag gegenüber der

Friedhofsvenrualtung verpflichten, alle mit der lnstandsetzung und Unterhaltung der Mausoleen
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und Grüfte verbundenen Kosten zu übernehmen'
ln dem Vertrag ist weiterhin zu regeln, dass der oder die Nutzungsberechtigte.alle anfallenden

Kosten sowie Oie ver[er'risiclrerringspflicht für die o.g. Anlagen übernimmt. Nach Beendigung

des Nutzungsrechts sind die Mauso-ieen baru. die gemauerteh Grüfte von den Nutzungsberechtig-

ten restlos zu entfernen.

§27
Entfernung

(1) Grabmale und sonstige baulichen Anlagen dürfen vor Ablauf des Nutzungsrechts nur mit vor-

heriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden.

(2) Nach Ablauf der Nutzungszeit und nach Bekanntmachung über das Abräumen der Grab-

stätten veranlasst die Friedhofsverwaltung die Entfernung der Grabmale und sonstigen Anlagen'

Unberührt bleibt § 28. lnnerhalb von 3 Monaten nach der Bekanntmachung über das Abräumen

und beiWahlgradstätten auch innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Nutzungszeit muss der

oder die bishärige Nutzungsberechtigte Grabmale und sonstige Anlagen der-Grabstätte selbst

entfernen, soweit es sich äl"nt ,, Giabmale nach § 28 handelt. Die Friedhofsvenraltung hat

keinen Ersatz für Grabmale und sonstige Anlagen zu leisten. Sie ist auch zur Aufbewahrung ab-

geräumter Grabmale und sonstiger Anlagen nicht verpflichtet. Wenn der Nutzungsberechtigte

nicht selbst abräumt, werden fUiOas Abräumen Gebühren lt. Gebührenordnung fällig'

§28
Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale

Künsilerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden nach Möglichkeit von der Friedhofsver-

waltung erhalten.

Vlll. Leichenräume und Trauerfeiern

§2e
Leichenhalle / Lei chenkammer

(1) Die Leichenhalle / Leichenkammer dient zur Aufnahme von Leichen bis zur Bestattung. Sie

darf nur mit Erlaubnis der Friedhofsvenrvaltung betreten werden.

(2)Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern kelne Bedenken bestehen, in der

Leichenhalle / Leichenfämmer von einem Beaüftragten der Friedhofsvenvaltung geöffnet

werden. Särge sollen spätestens % Stunde vor Beginn der Trauerfeier geschlossen werden'

(3) Ein Sarg, in dem ein Verstorbener liegt, der im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem

bundes-Seuchengesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei dem der Verdacht einer

solchen Krankheit zu dem genannten2eitpunkt bestanden hat, wird nach Möglichkeit in einem

besonderen Raum aufgestätt. Der Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung des Gesund-

heitsamtes geöffnet werden.

§30
Benutzu ng Friedhofskapel le / Aussegnun gshal le

(1) Für die Trauerfeier steht die Friedhofskapelle I Aussegnungshalle zur Verfügung. Trauerfeiern

müssen der Würde des Orles entsprechen.

(2) Die Benutzung kann untersagt werden, wenn der Verstorbene im Zeitpunkt des Todes an

einer nach dem Bundes-Seuchengesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihm der

Verdacht einer solchen Krankheit 2u dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Be-

denken wegen des Zustandes der Leiche bestehen.
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Vlll. Haftung und Gebühren

§31
Haftung

(1) Die Nutzungsberechtigten haften für alle Schäden, die durch von ihnen oder in ihrem Auftrag

äriicntet" Grabhale, Einfriedungen und sonstige Anlagen entstehen'

(2) Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur Verhütung von Schäden, die durch fremde

P"rronen oder Tiere hervoigerufen werden, Vorkehrungen zu treffen'

§32
Gebühren

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind Gebühren nach der jeweils

geltenden F ried hofsgebü h renord nu ng zu entrichten'

lX. Schlussvorschriften

§33
lnkrafttreten

(1)Diese Ordnung tritt nach derkirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tage nach derÖffent-

lichen Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung in der Fassung vom 01.08.2002 außer Kraft.

Der Kirchenkreisvorstand :

^/'ffV,
Vors. Kirchenvorstand

,/ Jr' , ,)(i ll*/' V
\i;r/q/l

Kirchenvorsteher(in)

flif,; ,i

A].'r/
Vors. K'r rchenkreisvorsGnd-

I ßE"-,e.

Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr' 5, Abs' 2 und 5 der

Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt'

cifhom. den /fi, 0.f , J*üq

rjih
t' Siesll des 1

ä
Kirchenkreisvorsteher(in)
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